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Sicherheit, Kommunales und Soziales 

Nr. ROF - SG12 - 1512 - 15 - 246 - 3 

Haushaltssatzung des Zweckverbandes 
"Thermalsolbad Bad Staffelstein" 

für das Haushaltsjahr 2026 

Bekanntmachung

Die Verbandsversammlung des Zweckverbandes 
Thermalsolbad Bad Staffelstein hat in der Sitzung am 
19. März 2026 die Haushaltssatzung und den Haus-
haltsplan für das Haushaltsjahr 2026 nach Art. 40 ff. 
KommZG (Gesetz über die kommunale Zusammenar-
beit) i.V.m. Art. 61 ff. GO (Gemeindeordnung) und 
Art. 55 ff. LKrO (Landkreisordnung) beschlossen.  

Mit Schreiben der Regierung von Oberfranken vom 
3. Juni 2026, Nr. ROF - SG12 - 1512 - 15 - 246 - 2, 
wurde die Haushaltssatzung rechtsaufsichtlich ge-
nehmigt. Die Haushaltssatzung wird nachstehend ge-
mäß Art. 65 Abs. 3 GO und Art. 59 Abs. 3 LKrO, 
i.V.m. Art. 24 Abs. 1 Satz 2 KommZG amtlich bekannt 
gemacht. Die Haushaltssatzung samt ihren Anlagen 
liegt vom Tage nach der Veröffentlichung dieser Be-
kanntmachung im Oberfränkischen Amtsblatt bis zur 
nächsten amtlichen Bekanntmachung einer Haus-
haltssatzung während der allgemeinen Bürozeiten in 
den Geschäftsräumen der Obermain Therme, Sekre-
tariat, Am Kurpark 1, 96231 Bad Staffelstein, öffent-
lich zur Einsichtnahme aus. 

Bayreuth, 24. Juni 2026 
Regierung von Oberfranken 

K e r n e r 
Ltd. Regierungsdirektorin 

Haushaltssatzung des Zweckverbandes 
"Thermalsolbad Bad Staffelstein" - 

Sitz Bad Staffelstein 
für das Haushaltsjahr 2026 

Aufgrund des Art. 63 ff. der Gemeindeordnung in Ver-
bindung mit Art. 40 Abs. 1 KommZG und § 18 der 
Verbandssatzung vom 21. September 2011 (OFrABl. 
Nr. 11/2011) erlässt der Zweckverband "Thermalsol-
bad Bad Staffelstein" folgende Haushaltssatzung: 

§ 1 

Der als Anlage beigefügte Wirtschaftsplan für das 
Haushaltsjahr 2026 wird hiermit festgesetzt. Er 
schließt 
im Erfolgsplan 

bei den Erträgen mit 18.211.000,00 € 
bei den Aufwendungen mit 18.411.000,00 € 

und im Vermögensplan 
in den Einnahmen und 
Ausgaben mit je 15.798.000,00 € 

ab. 

§ 2 

Der Gesamtbetrag der Kreditaufnahmen für Investiti-
onen und Investitionsförderungsmaßnahmen wird 
auf 7.638.000,00 € festgesetzt. 

§ 3 

Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaus-
halt werden keine festgesetzt. 

§ 4 

Eine Umlage der Verbandsmitglieder gemäß § 21 der 
Verbandssatzung wird für das Haushaltsjahr 2026 in 
Höhe von jeweils 200.000,00 € festgesetzt. 

§ 5 

Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen 
Leistung von Ausgaben nach dem Haushaltsplan wird 
auf 5.000.000,00 € festgesetzt. 

§ 6 

Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2026 
in Kraft. 

Bad Staffelstein, 17. Juni 2026 
M e i s s n e r 

Verbandsvorsitzender 
und Landrat 

Nr. 12 - 1428 - 1 - 6 

Verpflichtende elektronische Bußgeldak-
tenführung zum 1. Januar 2026; 
Anordnung zur elektronischen 

Bußgeldaktenführung 

Änderung der Bekanntmachung über die 
Anordnung zur elektronischen Bußgeldaktenführung 

vom 29. Dezember 2025 

Die Bekanntmachung über die Anordnung zur elekt-
ronischen Bußgeldaktenführung vom 29. Dezember 
2025, Nr. 12 - 1428 - 1 - 6, veröffentlicht am 29. De-
zember 2025 im Oberfränkischen Amtsblatt 
Nr. 18/2025 – Sonderausgabe, zuletzt geändert mit 
Bekanntmachung vom 16. Januar 2026, wird in Zif-
fer 2 um den Markt Heiligenstadt i.Ofr., den Markt 
Marktschorgast, die Gemeinde Köditz und die Ge-
meinde Regnitzlosau ergänzt. 

Demnach werden gemäß § 12 Abs. 2 Satz 1 der Bay-
erischen Digitalverordnung (BayDiV) abweichend von 
§ 110 a Abs. 1 Satz 1 und 2 des Gesetzes über Ord-
nungswidrigkeiten (OWiG) Bußgeldakten bei dem 
Markt Heiligenstadt i.Ofr., dem Markt Marktschor- 
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gast, der Gemeinde Köditz und der Gemeinde Reg-
nitzlosau in Papierform angelegt sowie von anderer 
Stelle ab dem 1. Januar 2026 bis einschließlich 
31. Dezember 2026 übermittelte elektronische Akten 
in Papierform geführt oder weitergeführt. 

Bayreuth, 5. Juli 2026 
Regierung von Oberfranken 
Florian   L u d e r s c h m i d 

Regierungspräsident 

Nr. 12 - 1443 - 2 - 32 

Vollzug des Gesetzes über die 
kommunale Zusammenarbeit (KommZG); 
Zweckvereinbarung der Stadt Coburg und 
Landkreis Coburg über die gemeinsame 

Nutzung des Medienzentrums 

Die Stadt Coburg und der Landkreis Coburg haben in 
der Sitzung des Stadtrates vom 25. Juni 2026 und in 
der Sitzung des Kreistages vom 25. Juni 2026 den Ab-
schluss der Zweckvereinbarung über die gemein-
same Nutzung des Medienzentrums beschlossen. 

Mit Bescheid der Regierung von Oberfranken vom 
17. Juli 2026 wurde die Zweckvereinbarung gemäß 
Art. 12 KommZG rechtsaufsichtlich genehmigt. Die 
Zuständigkeit der Regierung von Oberfranken ergab 
sich aus Art. 52 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 KommZG. 

Gemäß Art. 13 Abs. 1 Satz 1 KommZG werden hier-
mit die Genehmigung und der Wortlaut der Zweck-
vereinbarung amtlich bekannt gemacht. Die Wirksam-
keit bestimmt sich nach Art. 13 Abs. 1 Satz 2 
KommZG in Verbindung mit § 9 der Zweckvereinba-
rung. 

Bayreuth, 20. Juli 2026 
Regierung von Oberfranken 

K e r n e r 
Ltd. Regierungsdirektorin 

Zweckvereinbarung 
über die gemeinsame Nutzung des Medienzentrums 

Coburg Stadt und Landkreis 

gemäß Art. 7 Abs. 2 Satz 1 Halbsatz 2 KommZG 

zwischen der 
Stadt Coburg - im folgenden "Stadt" 

und dem 
Landkreis Coburg - im folgenden "Landkreis"

Präambel 

Der Landkreis ist nach Art. 51 Abs. 1 LKrO, die Stadt 
gem. Art. 57 Abs. 1 GO verpflichtet, im Rahmen ihrer 
Leistungsfähigkeit die Einrichtungen zu schaffen, die 
für das kulturelle Wohl ihrer Einwohner erforderlich 
sind. Die Bildstellen (kommunale Medienzentren)  

nach Art. 79 BayEUG gehören zu den Institutionen 
der kulturellen Daseinsvorsorge. Landkreis und Stadt 
erfüllen diese Aufgabe gemeinsam und bedienen sich 
hierzu dem unten geregelten gemeinsamen kommu-
nalen Medienzentrum. 

Bisher wurde die Aufgabe nach Art. 79 BayEUG durch 
den Verein "Bildstelle Coburg - Zentrum für Bildungs-
medien e.V.", dessen Mitglieder unter anderem Stadt 
und Landkreis Coburg waren, erfüllt. 

Dieser Verein wurde mit Beschluss der Mitgliederver-
sammlung vom 26. Februar 2025 aufgelöst und befin-
det sich derzeit in Liquidation. 

Daher ist es nun notwendig, die Erfüllung der Auf-
gabe von Stadt und Landkreis Coburg nach Art. 79 
BayEUG sowie die Trägerschaft und den Betrieb des 
kommunalen Medienzentrums neu zu regeln. 

§ 1 
Vereinbarungsgegenstand 

(1) Mit dieser Vereinbarung wird der Betrieb des kom-
munalen Medienzentrum Stadt und Landkreis Coburg 
in Form einer Zweckvereinbarung gem. Art. 7 Abs. 2 
KommZG geregelt. 

(2) Beide Vertragsparteien sind gleichberechtigt in der 
Nutzung des Medienzentrums. 

§ 2 
Aufgabenübertragung 

(1) Der Landkreis überträgt die kommunale Pflichtauf-
gabe gem. Art. 79 BayEUG in Bezug auf das Medien-
zentrum zur Versorgung der im Landkreis gelegenen 
Schulen sowie der Schulen in Sachaufwandsträger-
schaft des Landkreises auf die Stadt gem. Art. 7 
Abs. 2 KommZG. 

(2) Die Stadt gestattet dem Landkreis die Mitbenut-
zung des Medienzentrums. 

§ 3 
Organisatorisches 

(1) Betreiber des Medienzentrums ist die Stadt und 
stellt die hierfür erforderlichen Räumlichkeiten und 
Einrichtungen zur Verfügung. Derzeit befindet sich 
das Medienzentrum in der Rückert-Mittelschule (Lö-
wenstraße 28, 96450 Coburg). Eine Änderung des 
Standorts des Medienzentrums erfordert das beider-
seitige Einvernehmen. 

(2) Die Stadt ist Eigentümerin dieser Räumlichkeiten, 
Einrichtungen sowie aller Medienbestände, welche 
vom Verein Bildstelle e.V. gemäß Inventarliste (vgl. 
Anlage) vollumfänglich auf die Stadt übergegangen 
sind. Dies gilt auch im Falle einer Beendigung dieser 
Zweckvereinbarung. 

(3) Die Stadt ist während der Laufzeit der Zweckver-
einbarung auch Eigentümerin der neu angeschafften 
Medien. Die Stadt Coburg führt für alle während der 
Laufzeit neu angeschafften Medien ein Inventar, in 
dem ersichtlich ist, welche Medien mit Mitteln des 
Landkreises finanziert wurden. Das Inventar wird 
dem Landkreis jährlich in geeigneter Form übermit-
telt. 
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(4) Der Leiter des Medienzentrums ist ehrenamtlich 
tätig und erhält eine Aufwandsentschädigung. Seine 
Bestellung erfolgt einvernehmlich zwischen den Ver-
tragsparteien. Die Stadt beschäftigt zusätzlich gering-
fügig (derzeit 5 h/Woche) einen Mitarbeiter des Medi-
enzentrums. 

(5) Die Befugnisse zum Betrieb des gemeinsamen 
Medienzentrums gehen gem. Art. 8 KommZG auf die 
Stadt über. 

§ 4 
Kosten 

(1) Der Landkreis beteiligt sich an den Kosten des Me-
dienzentrums jährlich mit einem Zuschuss in Höhe 
von 15.000,00 €. 

Mit diesem sind vollumfänglich alle Personal- und 
Sachaufwendungen des Medienzentrums abgegol-
ten. Die Mittelbeschaffung ist somit jährlich budge-
tiert. 

(2) Der Zuschuss des Landkreises wird zum 1. Januar  
eines jeden Haushaltsjahres auf folgendes Konto der 
Stadt überwiesen:  

DE50 7835 0000 0092 0151 14 

(3) Eine Verwaltungspauschale für Buchungs- und 
Haushaltstätigkeiten sowie die Personalsachbearbei-
tung wird von der Stadt Coburg nicht erhoben. 

(4) Für den Fall, dass die Finanzverwaltung eine Um-
satzsteuerpflicht des vereinbarten Kostenanteils er-
kennt, ist die Stadt Coburg berechtigt, zusätzlich die 
geschuldete Umsatzsteuer nachzufordern und in 
Rechnung zu stellen. 

(5) Die finanzielle Abwicklung des Medienzentrums 
erfolgt über den Haushalt der Stadt. Am Ende eines 
jeweiligen Haushaltsjahres wird über das Produkt des 
Medienzentrums eine Jahresrechnung erstellt, wel-
che die Stadt dem Landkreis zustellt. Eventuell ent-
stehende Überschüsse sind dem Landkreis hälftig zu-
rückzuerstatten. Eventuell entstehende Haushalts-
überschreitungen sind der Stadt vom Landkreis zur 
Hälfte zu erstatten, so dass sich dann der in Abs. 1 
geregelte Zuschuss erhöht. 

§ 5 
Benutzung, Gebühren 

(1) Die Benutzung des Medienzentrums wird in einer 
Benutzungsordnung geregelt. Ein Verleih an Privat-
personen und Unternehmen findet nicht statt. 

(2) Gebühren werden nicht erhoben. 

(3) Das Recht zum Erlass einer Benutzungsordnung 
für das Medienzentrum wird für das Gebiet des Land-
kreises Coburg auf die Stadt Coburg übertragen. Än-
derungen der Benutzungsordnung werden im Einver-
nehmen mit dem Landkreis vorgenommen. 

§ 6 
Haftung 

Die Stadt und die im Medienzentrum Beschäftigten 
haften für eine Beschädigung oder den Untergang  

von Medien oder Geräten nur bei Vorsatz oder grober 
Fahrlässigkeit. Dies schließt eine Haftung, insbeson-
dere für Schäden im Rahmen bestimmungsgemäßen 
Gebrauchs, aus. Für Schäden, die von Dritten verur-
sacht werden, haften Stadt und Bedienstete nicht. 

§ 7 
Laufzeit und Kündigung 

(1) Diese Zweckvereinbarung läuft unbefristet. Sie 
kann von jedem Partner mit einer Frist von zwölf Mo-
naten zum Jahresende schriftlich ohne Angabe von 
Gründen gekündigt werden. 

(2) Die Stadt und der Landkreis Coburg erklären, dass 
der bisherige öffentlich-rechtliche Vertrag vom 
15. Juli 2024 mit Abschluss dieser Zweckvereinba-
rung aufgehoben wird. 

(3) Bei Beendigung dieser Zweckvereinbarung gilt für 
die vom Landkreis mitfinanzierten Medien nach § 3 
Absatz 3 Folgendes: Der Landkreis hat Anspruch auf 
eine Werthälfte (50 %) der mitfinanzierten Medien 
zum Zeitpunkt der Beendigung der Zweckvereinba-
rung. Als Werthälfte gilt 50 % des Zeitwertes (Markt-
wertes) der betreffenden Medien zum Zeitpunkt der 
Beendigung, sofern nicht die Parteien eine andere Be-
wertungsmethode (z.B. Buchwert/Restwert, Wieder-
beschaffungswert) schriftlich vereinbaren. 

§ 8 
Salvatorische Klausel; Streitigkeit 

(1) Änderung und Ergänzungen der Zweckvereinba-
rung bedürfen der Schriftform. Nebenabreden beste-
hen nicht. 

(2) Die Unwirksamkeit einzelner Bestimmungen be-
rührt die Wirksamkeit der übrigen Regelungen dieser 
Zweckvereinbarung nicht. Die Vereinbarungsparteien 
verpflichten sich, unwirksame Bestimmungen durch 
solche zu ersetzen, die dem Sinn und Zweck der Ver-
einbarung rechtlich und wirtschaftlich entsprechen. 
Dies gilt auch für Regelungslücken. 

(3) Bei Streitigkeiten über Rechte und Pflichten der 
Beteiligten aus der Zweckvereinbarung findet Art. 53 
KommZG Anwendung. 

§ 9 
Inkrafttreten, Geltungsdauer 

Diese Zweckvereinbarung tritt am Tag nach Bekannt-
machung im Oberfränkischen Amtsblatt in Kraft.  

Coburg, 26. Juni 2026 
Dominik   S a u e r t e i g 

Oberbürgermeister 

Coburg, 26. Juni 2026 
Sebastian   S t r a u b e l 

Landrat 
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Wirtschaft, Landesentwicklung, Heimat und Verkehr 

Nr. 24 - 8322 - 4 - 17 

Verordnung zur Änderung des 
Regionalplans Oberfranken-West; 

Fortschreibung des 
Teilkapitels B V 2.5.2 "Windenergie"; 

hier: Neuausweisung der Vorranggebiete 
für Windenergieanlagen Nr. 4034 "Gelln-
hausen-Süd", Nr. 4035 "Heldritt-Nordost" 
und Nr. 4351 "Gellnhausen-Nord" sowie 

Erweiterung des Vorranggebietes 
Nr. 4278 "Weiher-Nord"; 

Beteiligungsverfahren gem. 
Art. 18 Abs. 1 Bayerisches 

Landesplanungsgesetz (BayLplG) 

Der Planungsausschuss des Regionalen Planungsver-
bandes Oberfranken-West hat in seiner Sitzung vom 
20. April 2026 beschlossen, gem. Art. 18 BayLplG das 
Beteiligungsverfahren für die Fortschreibung des Teil-
kapitels B V 2.5.2 "Windenergie" zur Neuausweisung 
der Vorranggebiete für Windenergieanlagen Nr. 4034 
"Gellnhausen-Süd", Nr. 4035 "Heldritt-Nordost" und 
Nr. 4351 "Gellnhausen-Nord" sowie zur Erweiterung 
des Vorranggebietes Nr. 4278 "Weiher-Nord" durch-
zuführen. 

Gemäß Art. 18 Abs. 1 Satz 1 BayLplG erhalten die Öf-
fentlichkeit und die öffentlichen Stellen diesbezüglich 
Gelegenheit zur Stellungnahme. 

Der Entwurf der Regionalplanänderung einschließlich 
Begründung und Umweltbericht wird hierzu in der 
Zeit vom 10. August 2026 bis einschließlich 21. Sep-
tember 2026 auf den Internetseiten des Regionalen 
Planungsverbandes Oberfranken-West unter 
https://www.oberfranken-west.de/Aktuelles/Fort-
schreibungen/ und der Regierung von Oberfranken 
unter www.reg-ofr.de/frp veröffentlicht. 

Auf Anfrage steht bei der Regierung von Oberfranken 
- höhere Landesplanungsbehörde - (Ludwigstraße 20, 
95444 Bayreuth, Zimmer K 204, Tel.: 0921/604-1493)
während der Besuchszeiten (Montag bis Donnerstag 
08:00 Uhr - 12:00 Uhr und 13:00 Uhr - 15:30 Uhr, 
Freitag 08:00 Uhr - 12:00 Uhr) eine alternative Zu-
gangsmöglichkeit bereit. Empfehlenswert ist eine 
vorherige Terminvereinbarung.  

Bis zum Ende der Veröffentlichungsfrist besteht Ge-
legenheit zur elektronischen Stellungnahme gegen-
über dem Regionalen Planungsverband Oberfranken-
West unter rpv@lra-ba.bayern.de. Bei Bedarf kann 
schriftlich gegenüber dem Regionalen Planungsver-
band Oberfranken-West, Ludwigstraße 23, 
96052 Bamberg, Stellung genommen werden. 

Mit Ablauf der Veröffentlichungsfrist sind gemäß 
Art. 18 Abs. 1 Satz 6 BayLplG alle Stellungnahmen  

ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privat-
rechtlichen Titeln beruhen. Rechtsansprüche werden 
durch die Beteiligung nicht begründet (Art. 18 Abs. 1 
Satz 7 BayLplG). 

Die in diesem Beteiligungsverfahren angegebenen 
personenbezogenen Daten werden entsprechend der 
Datenschutzerklärung des Regionalen Planungsver-
bandes Oberfranken-West verarbeitet. 

Bamberg, 15. Juli 2026 
Johannes   M a c i e j o n c z y k 

Landrat 
Verbandsvorsitzender 

Nr. ROF - SG24 - 8344.1 - 1 - 8 - 3 

Bekanntmachung 
Dienstleistungsauftrag für eine 

Freiberufliche Leistung 
Aufforderung zur Interessensbekundung 

Öffentlicher Auftraggeber 

Regierung von Oberfranken 

Kontakt:  Regierung von Oberfranken, Herr Alexan-
der Wagner, Ludwigstraße 20, 95444 Bay-
reuth 

Tel.:  0921/604-1575 

E-Mail:  alexander.wagner@reg-ofr.bayern.de

Auftragsgegenstand 

Beschreibung des Auftrags 

Die Regierung von Oberfranken beabsichtigt, für die 
Jahre 2026 und 2027 mit dem Projekt "Kommunales 
Energiecoaching in Oberfranken" etwa acht kreisan-
gehörige Städte, Märkte oder Gemeinden in Ober-
franken im Rahmen eines Energiecoachings beraten 
zu lassen. Die Auswahl der zu coachenden Kommu-
nen erfolgt durch die Regierung von Oberfranken. 
Das Projekt startet am 1. Oktober 2026 und endet am 
30. September 2027. Eine Ausweitung des Projekts 
auf etwa 20 Projektkommunen mit längerer Laufzeit 
ist nach Zuweisung weiterer Haushaltsmittel mög-
lich. 

Grundsätzlich stehen jeder Projektkommune maximal 
zehn Personentage zur Verfügung. Das Coaching für 
die Kommunen erfolgt teilweise vor Ort. Der Auftrag-
nehmer muss in der Lage sein, die Coachingleistun-
gen im gesamten Gebiet des Regierungsbezirks 
Oberfranken zu erbringen. Eine webbasierte Kommu-
nikation mit den Kommunen ist nur in Ausnahmefäl-
len in Absprache mit der Kommune und dem Auftrag-
geber möglich. 

https://www.oberfranken-west.de/Aktuelles/Fortschreibungen/
https://www.oberfranken-west.de/Aktuelles/Fortschreibungen/
http://www.reg-ofr.de/frp
mailto:rpv@lra-ba.bayern.de
mailto:alexander.wagner@reg-ofr.bayern.de
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Inhalte des Energiecoachings 

Das Energiecoaching ist eine neutrale und kostenlose 
Beratung insbesondere für kleinere und mittlere Kom-
munen zu den Themen Energieeinsparung, Energie-
effizienz und Erneuerbare Energien. 

Dabei werden vom Energiecoach folgende Leistun-
gen erwartet:  

 Kontaktaufnahme mit der zu beratenden Kom-
mune 

 Ermitteln des spezifischen Bedarfs und Abstim-
mung mit der Kommune über den weiteren Ver-
lauf des Coachings 

 Beratung zu einschlägigen Förderprogrammen 
und Konzepten bzw. Aufzeigen konkreter, maß-
nahmenbezogener Fördermöglichkeiten 

 Projektumsetzung bzw. Unterstützung der Kom-
mune bei der Projektumsetzung 

 Aktive Unterstützung bei der begleitenden Öffent-
lichkeitsarbeit und Einbindung der relevanten Ak-
teure bei Bedarf bzw. auf Wunsch der Kommune 

 Inhaltliche Durchführung einer Informationsveran-
staltung für die Bürgerinnen und Bürger bzgl. ihrer 
Handlungsmöglichkeiten und zu relevanten För-
derprogrammen bei Bedarf bzw. auf Wunsch der 
Kommune 

 Information z.B. von (Zwischen-)Ergebnissen für 
kommunale Vertreter bzw. Gremien bei Bedarf 
bzw. auf Wunsch der Gemeinde 

 Präsentation der zentralen Coaching-Ergebnisse 
und Abschlussdokumentation 

Das Coaching erfolgt je nach Bedarf der Projektkom-
munen in folgenden möglichen Maßnahmenberei-
chen: 

 Initialberatung  

o Erfassung der bisherigen Tätigkeiten der Kom-
mune zur Umsetzung der Energiewende und 
Erstellung einer Energiebilanz 

o Aufzeigen von Potenzialen und Empfehlung 
von konkreten Maßnahmen 

 Maßnahmen zur Bildungs- und Öffentlichkeitsar-
beit zum Thema Energie 

 Untersuchungen und Beratung zur Optimierung 
der Energieverbräuche bzw. zur energetischen Sa-
nierung kommunaler Liegenschaften 

 Unterstützung beim Aufbau bzw. der Fortführung 
eines kommunalen Energiemanagements (KEM), 
Nutzer- bzw. Hausmeisterschulungen 

 Objekt- bzw. maßnahmenbezogene Detailunter-
suchungen (z.B. Wirtschaftlichkeits-/Machbar-
keitsstudien) oder Umsetzungskonzepte (z.B. für 
Photovoltaikanlagen, Nahwärmeprojekte, Kläran-
lagen etc.) 

 Unterstützung bei Förderbeantragungen, Aus-
schreibungen und Vergaben zur Umsetzung der 
Energiewende vor Ort 

 Unterstützung bei Maßnahmen im Bereich der 
energieeffizienten und klimafreundlichen Mobilität 

Abschlussdokumentation 

Zum Abschluss stellt der Energiecoach grundsätzlich 
jeder Kommune alle zentralen Coaching-Ergebnisse 
(relevante Unterlagen, erarbeitete Berichte, Analysen 
und Maßnahmenempfehlungen etc.) gebündelt in di-
gitaler Form zur Verfügung. 

Die o.g. Leistungen sind bis zum 30. September 2027 
zu erbringen. Auf Nachfrage sind der Regierung von 
Oberfranken Zwischenberichte über den aktuellen 
Projektstand vorzulegen. 

Teilnahmebedingungen und einzureichende Unterla-
gen 

Am Bieterwettbewerb können Einzelpersonen, Un-
ternehmen und Bietergemeinschaften teilnehmen. 
Bietergemeinschaften haben einen bevollmächtigten 
Vertreter zu benennen, der die Mitglieder der Bieter-
gemeinschaft rechtsverbindlich vertritt, und gesamt-
schuldnerisch haftet. Die Vergabe von Unteraufträ-
gen ist gemeindespezifisch und nur mit Zustimmung 
des Auftraggebers möglich. Der Dienstleistungsver-
trag wird zwischen der Regierung und dem Energie-
coach geschlossen. Die Vergütung erfolgt durch die 
Regierung von Oberfranken.  

Bei Interessensbekundung erhalten die potenziellen 
Teilnehmer unter den oben genannten Kontaktdaten 
das Angebotsformular und einen Mustervertrag. 

Das Angebot muss sich auf eine Tagespauschale 
(acht Stunden) beziehen, in welcher Fahrtkosten und 
sämtliche weiteren Nebenkosten inkludiert sind. 
Hierzu ist das Angebotsformular zwingend zu ver-
wenden. Die Anzahl der teilnehmenden Kommunen 
und der jeweilige Beratungsbedarf werden noch er-
mittelt. Nach derzeitigem Stand ist von etwa 80 Per-
sonentagen auszugehen. 

Persönliche Lage des Wirtschaftsteilnehmers  

 Erklärung, dass der Bieter sich nicht im Insolvenz-
verfahren oder in Liquidation befindet oder seine 
Tätigkeit eingestellt hat oder sich aufgrund eines 
in den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften vorge-
sehenen gleichartigen Verfahrens in einer ent-
sprechenden Lage befindet, 

 Erklärung, dass der Bieter seine Verpflichtung zur 
Zahlung von Steuern und Abgaben sowie der Bei-
träge zur gesetzlichen Sozialversicherung ord-
nungsgemäß erfüllt, 

 Erklärung, dass der verantwortliche Geschäftsfüh-
rer und der verantwortliche Projektleiter des Bie-
ters in den letzten fünf Jahren nicht aufgrund ei-
nes rechtskräftigen Urteils aus Gründen bestraft 
worden sind, die ihre berufliche Zuverlässigkeit in 
Frage stellen, 

 Erklärung, dass der verantwortliche Geschäftsfüh-
rer und der verantwortliche Projektleiter des Bie-
ters in den letzten fünf Jahren nicht aus folgenden 
Gründen rechtskräftig verurteilt worden sind: Bil-
dung einer kriminellen Vereinigung, Bildung terro- 
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ristischer Vereinigungen, Geldwäsche, Verschleie-
rung unrechtmäßig erlangter Vermögenswerte, 
Betrug, Subventionsbetrug, Bestechung, 

 Angabe des Hauptsitzes der Firma und sämtlicher 
Niederlassungen. 

Wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit  

 Erklärung über den Umsatz im Bereich Energiebe-
ratung und Energiekonzeptionierung in den letzten 
drei Geschäftsjahren. 

Fachliche, personelle und technische Leistungsfähig-
keit 

 Darstellung des Unternehmens und eventuell be-
teiligter Partner mit Beschreibung des Leistungs-
profils,  

 Nachweise über die berufliche Befähigung des 
Bieters bzw. des verantwortlichen Geschäftsfüh-
rers und des verantwortlichen Projektleiters,  

 Erklärung über die für die Durchführung des Auf-
trags zur Verfügung stehenden personellen Res-
sourcen, mit Angabe der beruflichen Qualifikation 
bzw. der beruflichen Vita der entsprechenden Per-
sonen und Zusicherung über deren Verfügbarkeit 
im Fall einer Auftragsvergabe,  

 Erklärung über die zur Verfügung stehenden tech-
nischen Ressourcen, insbesondere Infrastruktur, 
Geräteausstattung und Lizenzen, 

 Liste mit Referenzen der letzten fünf Jahre über 
durchgeführte Beratungen und deren Umsetzung 
insbesondere in Kommunen in den Bereichen Um-
welt, Klimaschutz und schwerpunktmäßig Energie  

(Energieeinsparung, Steigerung der Energieeffizi-
enz und Ausbau der erneuerbaren Energien) mit 
Nennung des jeweiligen Auftraggebers/Ansprech-
partners. 

Zusätzliche Unterlagen 

 Ausgefülltes und unterschriebenes Angebots-
formblatt 

Wertungskriterien 

Wirtschaftlichstes Angebot entsprechend Preis 
(Wichtung 30 %), Fachkunde (35 %) und nachgewie-
sene Referenzen (35 %). 

Schlusstermin und Form für den Eingang der Ange-
bote  

Angebote mit allen Unterlagen: 

 Angebotsformular 

 Erklärung über die persönliche Lage des Wirt-
schaftsteilnehmers 

 Erklärung zur wirtschaftlichen und finanziellen 
Leistungsfähigkeit 

 Erklärung zur fachlichen, personellen und techni-
schen Leistungsfähigkeit 

sind per E-Mail an die Regierung von Oberfranken, 
alexander.wagner@reg-ofr.bayern.de, bis einschließ-
lich 1. September 2026 zuzuleiten.  

Bayreuth, 20. Juli 2026 
Regierung von Oberfranken 

F i s c h e r 
Abteilungsdirektor 

Schulen 

Nr. 44 - 1444.02 - 3 - 5 

Haushaltssatzung des Zweckverbandes 
Berufsfachschule für Musik und Sing- und 

Musikschulwerk Oberfranken 
für das Haushaltsjahr 2026 

Bekanntmachung 

Die Verbandsversammlung des Zweckverbandes Be-
rufsfachschule für Musik und Sing- und Musikschul-
werk Oberfranken hat am 18. Juni 2026 die Haus-
haltssatzung für das Haushaltsjahr 2026 beschlossen. 
Genehmigungspflichtige Bestandteile sind nicht ent-
halten. 

Die Satzung wird hiermit gem. Art. 24 Abs. 1 und 
Art. 26 Abs. 1 KommZG i.V.m. Art. 59 Abs. 3 Satz 2 
LKrO amtlich bekannt gemacht. 

Die Haushaltssatzung samt ihren Anlagen liegt bis zur 
nächsten amtlichen Bekanntmachung einer Haus-
haltssatzung im Landratsamt Kronach (Zimmer  

Nr. 35, Nebengebäude Lucas-Cranach-Campus) wäh-
rend der allgemeinen Geschäftsstunden öffentlich zur 
Einsichtnahme auf.  

Bayreuth, 9. Juli 2026 
Regierung von Oberfranken 

K u e n 
Abteilungsdirektor 

Haushaltssatzung des Zweckverbandes 
Berufsfachschule für Musik und Sing- und 

Musikschulwerk Oberfranken 
für das Haushaltsjahr 2026 

Aufgrund der Art. 55 ff. der Landkreisordnung für den 
Freistaat Bayern -LKrO- (BayRS 2020-3-1-I), i. d. F. der 
Bekanntmachung vom 22. August 1998 (GVBl. 
S. 826), zuletzt geändert durch § 2 des Gesetzes vom 
23. Dezember 2025 (GVBl. S. 637) i.V.m. Art. 26 
Abs. 1, 40 ff. des Gesetzes über die kommunale  

mailto:alexander.wagner@reg-ofr.bayern.de
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Zusammenarbeit -KommZG- (BayRS 2020-6-1-I), i.d.F. 
der Bekanntmachung vom 20. Juni 1994 (GVBl. 
S. 555, ber. 1995 S. 98), zuletzt geändert durch § 4 
des Gesetzes vom 23. Dezember 2025 (GVBl. S. 637) 
und Art. 53 ff. der Bezirksordnung für den Freistaat 
Bayern -BezO- (BayRS 2020-4-2-I) i.d.F. der Bekannt-
machung vom 22. August 1998 (GVBl. S. 850), zuletzt 
geändert durch § 3 des Gesetzes vom 23. Dezember 
2025 (GVBl. S. 637) sowie § 14 der Zweckverbands-
satzung i.d.F. der Bekanntmachung vom 21. April 
1995 (RABl. OFr. Folge 4/95), zuletzt geändert mit 
Satzung vom 13. Juli 2021 (OFrABl. Nr. 18/2021 vom 
26. Oktober 2021, S. 225) erlässt der Zweckverband 
Berufsfachschule für Musik und Sing- und Musik-
schulwerk Oberfranken folgende Haushaltssatzung 
für das Haushaltsjahr 2026: 

§ 1 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2026 wird 
im Verwaltungshaushalt

in den Einnahmen und 
Ausgaben auf 2.525.180,00 € 

und im Vermögenshaushalt
in den Einnahmen und 
Ausgaben auf 68.000,00 € 

festgesetzt. 

§ 2 

Kredite zur Finanzierung von Ausgaben im Vermö-
genshaushalt werden nicht aufgenommen. 

§ 3 

Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaus-
halt werden nicht festgesetzt. 

§ 4 

Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen  

Leistung von Ausgaben nach dem Haushaltsplan wird 
auf 420.000,00 € festgesetzt. 

§ 5 

(1) Betriebskostenumlage

a) Die Betriebskostenumlage wird im Haushalts-
jahr 2026 auf 1.559.030,00 € festgesetzt. 

b) Sie wird in vier Raten jeweils zum 15. Februar, 
15. Mai, 15. August und 15. November von den 
Mitgliedern zur Zahlung fällig. 

c) Sollte sich bei der endgültigen Festsetzung der 
Umlage ergeben, dass von den Mitgliedern Über-
zahlungen geleistet wurden, so werden diese auf 
die Umlageschuld des nächsten Jahres angerech-
net. 

(2) Investitionskostenumlage

a) Die Investitionskostenumlage wird im Haushalts-
jahr 2026 auf 68.000,00 € festgesetzt. 

b) Sie wird in vier Raten jeweils zum 15. Februar, 
15. Mai, 15. August und 15. November von den 
Mitgliedern zur Zahlung fällig. 

c) Sollte sich bei der endgültigen Festsetzung der 
Umlage ergeben, dass von den Mitgliedern Über-
zahlungen geleistet wurden, so werden diese auf 
die Umlageschuld des nächsten Jahres angerech-
net. 

§ 6 

Diese Haushaltssatzung tritt am 1. Januar 2026 in 
Kraft. 

Kronach, 7. Juli 2026 
Der Verbandsvorsitzende 

Klaus   L ö f f l e r 
Landrat 

Informationen für den Regierungsbezirk 

Aktuelles aus der Regierung 

Energiewende Bayern 

Pressemitteilung vom 1. Juli 2026 

Regierung von Oberfranken ernennt Handwerkskam-
mer für Oberfranken zum "Unterstützer im Team 
Energiewende Bayern" 

Der Regierungsvizepräsident von Oberfranken 
Thomas Engel hat die Handwerkskammer für Ober-
franken (HWK) zum offiziellen "Unterstützer im Team 
Energiewende Bayern" ernannt.  

Handwerkskammer in Schlüsselrolle für die Energie-
wende 

Im Rahmen einer Feierstunde überreichte er die Ur-
kunde des Bayerischen Staatsministeriums für Wirt- 

schaft, Landesentwicklung und Energie und würdigte 
dabei das Engagement der Handwerkskammer: "Mit 
der Beratung, Aus- und Weiterbildung von Fachkräf-
ten, die die Energiewende vor Ort umsetzen, nimmt 
die HWK eine Schlüsselrolle ein und leistet einen 
wertvollen Beitrag zur Energiewende in Bayern", so 
Regierungsvizepräsident Engel. "Mit zahlreichen Pro-
jekten und Kooperationen, wie zum Beispiel der Ent-
wicklung des Dualen Studiengangs 'Bauerhalt und 
traditionelle Werktechniken' gemeinsam mit der 
Hochschule Coburg und der Universität Bamberg, 
setzt die HWK wichtige Impulse für einen nachhalti-
gen Umgang mit Energie und Ressourcen." 

Ein weiteres Projekt der HWK ist der Aufbau des bun-
desweit einmaligen "Kompetenzzentrums für Brenn-
stoffzellen, Wasserstofftechnologie und intelligente 
Ladesysteme im Handwerk", das zum 1. Juli seine  
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Arbeit aufgenommen hat. Ziel des Kompetenzzent-
rums ist es, Fachkräfte und damit auch die Hand-
werksbetriebe, in die Lage zu versetzen, interdiszipli-
när die verschiedenen Sektoren der Energiewende 
wie Wärme, Strom und E-Mobilität intelligent mitei-
nander zu koppeln und dadurch die erneuerbaren 
Energien optimal zu nutzen. 

Der Hauptgeschäftsführer der HWK, Reinhard Bauer, 
freut sich über die Ernennung der HWK zum "Unter-
stützer im Team Energiewende Bayern". Bauer betont 
die Bedeutung der Energiewende für die Handwerks-
unternehmen: "Energieeffizienz ist für Handwerksbe-
triebe ein wichtiger Schlüssel zu einer betriebswirt-
schaftlich sinnvollen Betriebsführung und damit für 
die Zukunftsfähigkeit. Ein verantwortungsvoller Um-
gang mit der Ressource Energie sichert zugleich den 
Lebens- und Wirtschaftsraum Bayern. Gleichzeitig ist 
der Umbau auf erneuerbare Energien ein wichtiges 
Geschäftsfeld für unsere Gewerke des Energiehand-
werks." 

Die Handwerkskammer für Oberfranken mit ihren 
rund 230 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern ist Inte-
ressensvertretung und Anlaufstelle für über 
17.600 Handwerksbetriebe in der Region. Zu den 
wichtigsten Aufgaben der HWK zählen die berufliche 
Aus- und Weiterbildung und das Angebot von Bera-
tungs- und Serviceleistungen, auch im Bereich der 
Energiewende. 

Hintergrund 

Das "Team Energiewende Bayern" ist eine Initiative 
des Bayerischen Staatsministeriums für Wirtschaft, 
Landesentwicklung und Energie. Hier können alle mit-
wirken, die sich für die Energiewende in Bayern en-
gagieren. Die Regierung von Oberfranken ist seit Be-
ginn Partner im "Team Energiewende Bayern" und Teil 
des Beraternetzwerks. Regierungspräsident Florian 
Luderschmid fungiert als Energiebeauftragter der 
Bayerischen Staatsregierung in Oberfranken, unter-
stützt durch den Energiekoordinator als zentralen An-
sprechpartner vor Ort.  

Weitere Informationen finden Sie auf der Seite Ener-
giewende in Oberfranken. 

Bauen 

Pressemitteilung vom 19. Juni 2026 

Straßenbauförderung: 240.000 Euro staatliche Zu-
wendungen für den Landkreis Hof für den Neubau ei-
nes Gehweges bei Mödlareuth 

Der Landkreis Hof erhält eine staatliche Förderung in 
Höhe von 240.000 Euro für den Neubau eines un-
selbstständigen Gehweges entlang der Kreis-
straße HO 3 bei Mödlareuth. Diese Maßnahme wird 
die Verkehrssicherheit und die Infrastruktur in und um 
Mödlareuth deutlich verbessern. 

Ausbau für mehr Verkehrssicherheit 

Mit der Eröffnung des Erweiterungsneubaus und der 
neuen Dauerausstellung des "Deutsch-Deutschen 
Museums Mödlareuth" im vergangenen Herbst 
kommt es zu einem erhöhten Verkehrsaufkommen  

auf der Kreisstraße HO 3. Die Kreisstraße verbindet 
auf kurzem Weg das Hauptgebäude des Museums 
mit dem Außengelände sowie den Parkflächen.  

Um die Sicherheit der Besucherinnen und Besucher 
zu gewährleisten und Fußgänger entlang der Kreis-
straße sicher führen zu können, ist der Neubau eines 
rund 200 Meter langen, straßenbegleitenden Geh-
wegs dringend erforderlich. Diese Maßnahme dient 
der nachhaltigen Verbesserung der Verkehrsverhält-
nisse und insbesondere dem Schutz der Fußgänger.  

Gesamtkosten und Förderhöhe 

Die Gesamtkosten des Projekts belaufen sich auf 
rund 460.000 Euro, wovon etwa 300.000 Euro zu-
wendungsfähig sind. Die bewilligte Förderung von 
240.000 Euro entspricht einem Förderhöchstsatz von 
80 Prozent aus dem Bayerischen Gemeindeverkehrs-
finanzierungsgesetz (Art. 2 BayGVFG). Die Mittel 
stammen aus dem bayerischen Staatshaushalt und 
werden vom Bayerischen Landtag bereitgestellt. 

Die Bauarbeiten beginnen in Kürze und dauern vo-
raussichtlich bis Herbst 2026. 

Pressemitteilung vom 23. Juni 2026 

Straßenbauförderung: 350.000 Euro für den Ausbau 
eines Rad- und Wirtschaftsweges im Markt Stamm-
bach 

Der Markt Stammbach im Landkreis Hof erhält eine 
staatliche Förderung in Höhe von 350.000 Euro für 
den Ausbau eines öffentlichen Feld- und Waldweges 
mit Radverkehrsbedeutung zwischen Förstenreuth 
und Schödlas. Diese Maßnahme verbessert die Ver-
kehrssicherheit und stärkt die Infrastruktur sowie den 
Radverkehr vor Ort. 

Ausbau stärkt Radverkehr und Landwirtschaft 

Der auszubauende Weg ist Teil des Flüsseradweges. 
Das landkreisübergreifende Projekt verbindet auf 
90 Kilometern die Flüsse Main, Saale und Elster. Mit 
den geplanten Bauabschnitten 19 und 20 zwischen 
Förstenreuth und Schödlas werden bestehende Lü-
cken im Radwegenetz geschlossen. 

Die neuen Streckenbereiche sind rund 930 Meter 
lang und 3 Meter breit. Sie dienen sowohl dem Rad-
verkehr als auch dem land- und forstwirtschaftlichen 
Verkehr. Durch diese gemeinsame Nutzung werden 
Flächenverbrauch und zusätzlicher Grunderwerb mi-
nimiert. 

Die neue Trasse verläuft vom Ortsteil Mittlereinzel pa-
rallel zur Bahnlinie Bamberg-Hof bis zur Gemeinde-
grenze Stammbach/Münchberg. Von dort führt die 
Stadt Münchberg die Bauarbeiten bis nach Schödlas 
weiter. Dort schließt der Weg an den bereits fertigge-
stellten Radweg in Richtung Münchberg an. 

Durch den Ausbau mit einer ebenen Asphaltoberflä-
che wird die Verkehrssicherheit deutlich erhöht. 
Gleichzeitig steigt die Attraktivität der Verbindung für 
alle Nutzerinnen und Nutzer der Wegeverbindung. 

Gesamtkosten und Förderhöhe 

Die Gesamtkosten des Projekts belaufen sich auf 
rund 540.000 Euro, wovon etwa 465.000 Euro zu- 

https://www.regierung.oberfranken.bayern.de/regierungsbezirk_oberfranken/energiewende/index.html
https://www.regierung.oberfranken.bayern.de/regierungsbezirk_oberfranken/energiewende/index.html
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wendungsfähig sind. Die bewilligte Förderung von 
350.000 Euro entspricht einem Fördersatz von rund 
75 Prozent aus dem Bayerischen Gemeindeverkehrs-
finanzierungsgesetz (Art. 2 BayGVFG). Die Mittel 
stammen aus dem bayerischen Staatshaushalt und 
werden vom Bayerischen Landtag bereitgestellt. 

Die Bauarbeiten haben bereits im Herbst 2025 begon-
nen und sollen voraussichtlich bis Herbst 2026 andau-
ern. 

Pressemitteilung vom 29. Juni 2026 

Straßenbauförderung: 1,28 Millionen Euro für den 
Ausbau der Kreisstraße FO 16 zwischen Hagenbach 
und Poppendorf im Landkreis Forchheim 

Gute Nachricht für den Landkreis Forchheim: Für den 
bestandsnahen Ausbau der Kreisstraße FO 16 zwi-
schen Hagenbach und Poppendorf im Markt Pretzfeld 
erhält der Landkreis eine staatliche Förderung von bis 
zu 1,28 Millionen Euro. Die Regierung von Oberfran-
ken hat die entsprechenden Mittel nun bewilligt. 

Mehr Verkehrssicherheit auf der FO 16 

Die Kreisstraße FO 16 ist eine wichtige Verbindung 
zum überörtlichen Verkehrsnetz. Täglich nutzen rund 
1.300 Fahrzeuge die Strecke.  

Der bestehende Fahrbahnzustand macht eine grund-
legende Erneuerung erforderlich. Netzrisse, Setzun-
gen, Verdrückungen, unzureichende Querneigungen 
und eine unstetige Linienführung beeinträchtigen die 
Verkehrssicherheit. Hinzu kommen abschnittsweise 
zu geringe Fahrbahnbreiten, die bei Begegnungsver-
kehr zwischen Lkw und Pkw zu Schwierigkeiten füh-
ren.  

Die Ausbaustrecke umfasst rund 900 Meter. Die 
Fahrbahn wird auf eine Breite von 5,50 Metern aus-
gebaut und in Kurvenbereichen zusätzlich verbreitert. 

Die Maßnahme erfolgt im Sinne des umwelt- und res-
sourcenschonenden Planens und Bauens: Der Aus-
bau wird bestandsnah und flächensparend umgesetzt 
und verbessert gleichzeitig die Verkehrssicherheit 
nachhaltig. Durch den Ausbau entstehen deutlich 
bessere Begegnungsmöglichkeiten für Lkw und Pkw 
sowie geringere Folgekosten für die Unterhaltung. 

Kosten und Förderung 

Die veranschlagten Gesamtkosten betragen rund 
1,77 Millionen Euro, von denen rund 1,64 Millio-
nen Euro zuwendungsfähig sind. Der bewilligte Zu-
wendungsbetrag in Höhe von bis zu 1,28 Millio-
nen Euro bedeutet einen Fördersatz von 78 Prozent 
aus dem Bayerischen Gemeindeverkehrsfinanzie-
rungsgesetz (Art. 2 BayGVFG). Der Fördersatz be-
rücksichtigt unter anderem die finanzielle Leistungs-
fähigkeit des Landkreises und den Umfang der Bau-
maßnahme.  

Die Mittel stammen aus dem bayerischen Staats-
haushalt. Sie werden vom Bayerischen Landtag zur 
Verfügung gestellt und entlasten somit den kommu-
nalen Haushalt.  

Baufortschritt 

Die Bauarbeiten laufen bereits seit Anfang Juni 2026 
und sollen voraussichtlich bis Ende Oktober 2026 
weitestgehend abgeschlossen sein. 

Pressemitteilung vom 14. Juli 2026 

Städtebauförderung: Die Regierung von Oberfranken 
fördert die Sanierung des Musikpavillons im Bamber-
ger Hainpark 

Die Regierung von Oberfranken hat einen Zuschuss 
in Höhe von 165.000 Euro für die Sanierung des Mu-
sikpavillons im Bürgerpark Bamberger Hain bewilligt. 
Die Förderung erfolgt im Rahmen eines städtebauli-
chen Einzelvorhabens mit Mitteln aus dem Bayeri-
schen Städtebauförderprogramm. 

Gesamtkosten und Förderhöhe 

Die Gesamtkosten des Vorhabens belaufen sich auf 
870.000 Euro, wovon 275.000 Euro als förderfähige 
Kosten anerkannt wurden. Aus diesen förderfähigen 
Kosten wird ein Zuschuss in Höhe von 165.000 Euro 
gewährt  

Der Hainpark als Gartendenkmal im Süden der Bam-
berger Inselstadt 

Der Bamberger Hain wurde im Stil englischer Land-
schaftsparks errichtet, zählt zu den ältesten Bürger-
parks Bayerns und gilt wegen seiner einzigartigen 
Flora und Fauna als Europäisches FFH-Schutzgebiet. 
Der ausgedehnte, südlich zwischen linkem Reg- 
nitzarm und Rhein-Main-Donau Kanal gelegene, etwa 
48 Hektar große Park trägt maßgeblich zu seiner Iden-
tität als "grünes Wohnzimmer" der Stadt bei und ge-
hört zu den beliebtesten Ausflugszielen in Bamberg.  

Mitten im Park steht der Musikpavillon im Luisenhain. 
Die "Musikmuschel" und das umgebende Parkensem-
ble dienen seit Langem als Bühne für Konzerte, The-
ateraufführungen und andere öffentliche Veranstal-
tungen und prägen damit wesentlich das kulturelle 
Leben im Hain. 

Die nun bewilligte Förderung trägt nicht nur dazu bei, 
den denkmalgeschützten Musikpavillon als Bauwerk 
zu erhalten, sondern sichert auch die Rolle des Hains 
als beliebten kulturellen Anziehungspunkt. 

Landwirtschaft 

Pressemitteilung vom 25. Juni 2026 

Informationsfahrt "Landwirtschaft" des oberfränki-
schen Regierungspräsidenten im Landkreis Hof: 
Landwirtschaftliche Vielfalt und Zukunftsperspekti-
ven im Fokus 

Wie vielfältig, innovativ und zukunftsorientiert die 
Land- und Forstwirtschaft im Landkreis Hof aufge-
stellt ist, zeigte die diesjährige Informationsfahrt 
"Landwirtschaft" der Regierung von Oberfranken. Re-
gierungspräsident von Oberfranken Florian Luder-
schmid besuchte gemeinsam mit den Bereichsleitern 
der Regierung von Oberfranken Dr. Folko Bührle (Be- 
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reich 5 "Umwelt, Gesundheit und Verbraucher-
schutz") und Rainer Prischenk (Bereich 6 "Ernährung 
und Landwirtschaft") verschiedene land- und forst-
wirtschaftliche Betriebe im Landkreis Hof. 

Organisiert wurde die Rundfahrt vom Amt für Ernäh-
rung, Landwirtschaft und Forsten (AELF) Bayreuth-
Münchberg. Ziel war es, die unterschiedlichen Be-
triebsformen der Region kennen zu lernen. Dabei 
wurden natürlich auch Herausforderungen und Zu-
kunftsperspektiven der Land- und Forstwirtschaft dis-
kutiert. 

"Unsere Betriebe leisten weit mehr als die Erzeugung 
hochwertiger Lebensmittel. Sie prägen unsere Kultur-
landschaft, schaffen Arbeitsplätze, fördern den Tou-
rismus und tragen wesentlich zur regionalen Wert-
schöpfung bei", betonte Regierungspräsident Luder-
schmid. "Die Rundfahrt hat eindrucksvoll gezeigt, wie 
engagiert und innovativ die Familienbetriebe im Land-
kreis Hof ihre Zukunft gestalten." 

Vielfalt unter einem Dach: Landwirtschaft, Tourismus 
und Direktvermarktung 

Die erste Station führte die Teilnehmer nach Gum-
pertsreuth bei Gattendorf zur Familie Rainer und Kat-
rin Markstein. Der Betrieb vereint Ackerbau, Schwei-
nemast, Waldwirtschaft, Fischzucht sowie eigene 
Jagd. Darüber hinaus hat sich die Familie mit Bauern-
hofgastronomie und Ferienwohnungen zusätzliche 
Standbeine aufgebaut. 

Eine Besonderheit des Betriebes ist die Haltung von 
Strohschweinen. Dabei nutzen die Tiere das Stroh ak-
tiv zum Wühlen, Scharren und Erkunden. Der weiche 
Untergrund bietet zudem Spiel-, Ruhe- und Rückzugs-
möglichkeiten. Bereits 2023 erhielt die Familie dafür 
den Bayerischen Tierwohlpreis des Bayerischen 
Staatsministeriums für Ernährung, Landwirtschaft, 
Forsten und Tourismus.  

Neue Nutzungskonzepte für historische Hofstellen 

An der zweiten Station in Zedtwitz stellte Familie Da-
niela und Jürgen Rödel ihren Betrieb vor. Ehemalige 
Wirtschaftsgebäude wurden aufwendig saniert und 
zu hochwertigen Ferienwohnungen und Ferienlofts 
umgestaltet. 

Die Teilnehmer besprachen, welche Chancen solche 
Nutzungskonzepte bieten – besonders weil der Struk-
turwandel in der Landwirtschaft sonst viele Ställe und 
Nebengebäude leerstehen lässt. Kreative Konzepte 
wie von Familie Rödel bieten die Chance, den ländli-
chen Raum zu beleben und den Tourismus zu stär-
ken.  

Wälder im Klimawandel: Herausforderungen für kom-
mende Generationen 

Im Münchberger Stadtwald stand die dritte Station 
ganz im Zeichen der Forstwirtschaft. Robert Geiser, 
der Bereichsleiter "Forsten" am AELF Bayreuth-
Münchberg ging in seinem Vortrag auf aktuelle Ent-
wicklungen beim Waldschutz, Strategien zum Wald-
umbau sowie Maßnahmen des Waldnaturschutzes 
ein. 

Die Folgen des Klimawandels stellen Waldbesitzer 
und Forstverwaltung vor große Herausforderungen: 
Trockenperioden, Sturmereignisse und Schädlingsbe-
fall erfordern neue Konzepte, um die Wälder langfris-
tig stabil und widerstandsfähig zu gestalten; hierzu 
zählen unter anderem das gezielte Abnutzen von Alt-
beständen, die Einbringung standortgerechter Misch-
baumarten, die Pflege unter Schirm, ein konsequen-
tes Biotop- und Totholzmanagement sowie Wege-
pflege und -erhalt. "Unsere Wälder erfüllen wichtige 
Funktionen für den Klimaschutz, den Wasserhaus-
halt, die Artenvielfalt und die Erholung der Bevölke-
rung", erklärte Robert Geiser. "Der Umbau hin zu 
klimaresilienten Mischwäldern gehört zu den zentra-
len Aufgaben der kommenden Jahrzehnte." 

Bio-Landwirtschaft mit regionaler Vermarktung 

Am Nachmittag besuchte die Delegation den Biohof 
von Rainer Bußler und seinem Sohn Lukas Bußler in 
Bärlas bei Weißdorf. Der Betrieb setzt auf ökologi-
sche Landwirtschaft mit Masthähnchenhaltung so-
wie den Anbau von Kartoffeln und Gemüse. 

Ein besonderer Schwerpunkt liegt auf der Direktver-
marktung. Die Erzeugnisse werden unmittelbar an 
Verbraucherinnen und Verbraucher in der Region ver-
kauft. Dadurch entstehen kurze Transportwege und 
eine enge Verbindung zwischen Landwirtschaft und 
Bevölkerung. 

Die Besucher konnten sich vor Ort von den hohen An-
forderungen und dem großen Arbeitsaufwand über-
zeugen, die mit der ökologischen Wirtschaftsweise 
verbunden sind. Gleichzeitig wurde deutlich, dass re-
gionale Produkte und nachhaltige Erzeugung bei vie-
len Verbraucherinnen und Verbrauchern zunehmend 
gefragt sind. 

Pflanzenbau im Zeichen von Klimawandel und Er-
tragssicherheit 

Den Abschluss der Informationsfahrt bildete die Be-
sichtigung von landwirtschaftlichen Versuchsflächen 
in Bärlas. Auf den Flächen führt das AELF Bay-
reuth-Münchberg Sortenversuche und Fungizidprü-
fungen an Sommergerste und Hafer durch, deren Er-
gebnisse direkt in die landwirtschaftliche Praxis ein-
fließen. Angesichts zunehmender Wetterextreme ge-
winnen widerstandsfähige und leistungsfähige Sor-
ten immer stärker an Bedeutung. Die Versuchsergeb-
nisse helfen Landwirtinnen und Landwirten dabei, 
fundierte Entscheidungen für ihre Anbauplanung zu 
treffen und Erträge langfristig zu sichern. 

Landwirtschaft als wichtiger Bestandteil Oberfran-
kens 

Am Ende der Rundfahrt zog Regierungspräsident Lu-
derschmid ein positives Fazit und bedankte sich für 
die Offenheit und das Engagement der Betriebsleite-
rinnen und -leiter, die ihre Erfahrungen und Heraus-
forderungen im Gespräch geteilt haben. 

Die besuchten Betriebe spiegelten die große Band-
breite der Land- und Forstwirtschaft im Landkreis Hof 
wider – von konventioneller und ökologischer Produk- 
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tion über Direktvermarktung und Tourismus bis hin zu 
modernen Ansätzen im Waldumbau und Pflanzenbau. 

Auch der Bereichsleiter "Landwirtschaft" am AELF 
Bayreuth-Münchberg, Uwe Lucas, unterstrich die Be-
deutung der Betriebe für die Region: "Die Land- und 
Forstwirtschaft ist ein unverzichtbarer Bestandteil 
Oberfrankens. Die Familienbetriebe sorgen für hoch-
wertige Lebensmittel, pflegen unsere Kulturland-
schaft und leisten einen wichtigen Beitrag zur wirt-
schaftlichen Entwicklung des ländlichen Raums. Die 
Informationsfahrt hat gezeigt, dass unsere Betriebe 
bereit sind, die Herausforderungen der Zukunft aktiv 
anzunehmen." 

Die jährliche Informationsfahrt "Landwirtschaft" der 
Regierung von Oberfranken bietet die Möglichkeit, 
aktuelle Entwicklungen unmittelbar vor Ort kennenzu-
lernen und den Dialog zwischen Verwaltung, Politik 
und Praxis zu stärken. Gleichzeitig macht sie deutlich, 
welchen wichtigen Beitrag die Land- und Forstwirt-
schaft für die Lebensqualität und die Zukunftsfähig-
keit der Region leistet. 

Fotos der Informationsfahrt "Landwirtschaft" 2026 fin-
den Sie bei den Pressemitteilungen auf unserer Web-
site unter www.reg-ofr.de/presse

Pressemitteilung vom 9. Juli 2026 

Lehrgang zum Geprüften Natur- und Landschaftspfle-
ger/zur Geprüften Natur- und Landschaftspflegerin: 
23 Absolventinnen und Absolventen erhalten ihre 
Zeugnisse 

Insgesamt 23 Absolventinnen und Absolventen des 
Lehrgangs zum Geprüften Natur- und Landschafts-
pfleger bzw. zur Geprüften Natur- und Landschafts-
pflegerin überreichte Regierungsvizepräsident 
Thomas Engel ihre Abschlusszeugnisse im Rahmen 
einer Feierstunde im Landratsaal der Regierung von 
Oberfranken in Bayreuth.  

"Sie haben sich in den vergangenen Monaten umfang-
reiches Fachwissen und praktische Fähigkeiten ange-
eignet. Damit sind Sie bestens gerüstet, sich für den 
Erhalt unserer Natur und Landschaft einzusetzen. 
Nutzen Sie Ihr Wissen und geben Sie es weiter – in 
Ihrer täglichen Arbeit ebenso wie in der Umweltbil- 

dung und der Öffentlichkeitsarbeit", gab Regierungs-
vizepräsident Thomas Engel den Lehrgangsteilneh-
menden mit auf den Weg.  

Auch Lehrgangsleiterin Iris Prey von der Regierung 
von Oberfranken bestärkte die Absolventinnen und 
Absolventen darin, ihren individuellen Beitrag für den 
Natur- und Artenschutz zu leisten. 

Fundierte Ausbildung für den praktischen Natur-
schutz 

Naturschutz und Landschaftspflege leisten einen we-
sentlichen Beitrag zum Erhalt der biologischen Vielfalt 
sowie zum Schutz von Boden, Wasser, Luft und leis-
tungsfähigen Naturhaushalten. Die Natur- und Land-
schaftspflege bildet eine wichtige Schnittstelle zwi-
schen Naturschutz und Landwirtschaft. 

In 17 Lehrgangswochen vertieften die Teilnehmerin-
nen und Teilnehmer aus ganz Bayern sowie aus Ba-
den-Württemberg und Hamburg ihre Kenntnisse in 
Theorie und Praxis. Neben den Grundlagen des Na-
turschutzes und der Landschaftspflege standen Um-
weltbildung, Öffentlichkeitsarbeit sowie zahlreiche 
Exkursionen auf dem Lehrplan.  

Ergänzt wurde das Lehrgangsprogramm durch recht-
liche und wirtschaftliche Inhalte wie Gewerbe- und 
Steuerrecht, Arbeits- und Sozialrecht sowie durch In-
formationen zu relevanten Förderprogrammen. Die 
Einsatzgebiete der Absolventinnen und Absolventen 
reichen von Kommunen und Naturparks bis hin zur 
Privatwirtschaft. 

Aktiver Beitrag zum Natur- und Umweltschutz 

Ob Magerrasen, Streuobstwiese oder Lebensräume 
für Schwarzkehlchen und Wiesenpieper – Natur- und 
Landschaftspfleger kennen die Besonderheiten hei-
mischer Tier- und Pflanzenarten und tragen mit der 
Pflege von Hecken, Sträuchern und Gebüschen dazu 
bei, deren Lebensräume dauerhaft zu erhalten.  

Der von der Regierung von Oberfranken organisierte 
Fortbildungslehrgang vermittelt dafür fundiertes 
Fachwissen sowie den praktischen Umgang mit 
Werkzeugen und Techniken der Landschaftspflege. 

Nähere Informationen zum Lehrgang und zur Anmel-
dung unter: www.reg-ofr.de/gnl
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